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Landtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhans. 
38. Sitzung vom 17. Januar. 

Präſident v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 11%, Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Graf zu Eulenburg mit 
mehreren Kommiſſarien. 

Tagesordnung: 

Fortſetzung der Berathung über das Zuftän- 
digkeitsgeſetz. 

Dieſelbe beginnt bel Tit. VI. (Sparkaſſen⸗ 
Angelegenheiten $$ 41 und 42), der unverändert 
genehmigt wird; desgleichen werden ohne jede De- 
batte Titel VII. (§ 43), welcher von den Syna- 
gogengemeinde-Angelegenheiten und Titel VIII. (88 
44 und 45), welcher von den ſanitäts- und vete- 
rinär⸗polizeilichen Einrichtungen handelt, nach den 
Beſchlüſſen der Kommiſſion angenommen. 

Der folgende Titel IX. (IS 46-54) behan⸗ 
delt die Handhabung der Aufſicht über die öffent- 
lichen Wege durch die Ortspolizei, insbeſondere 
auch durch die Amtsvorſteher. 

Ueber die §8 46 und 47 erhebt ſich 
kurze Diskuſſion. . 

Die Beſtimmungen des § 46 entſprechen im 
Ganzen den bisher geltenden Grundſätzen des 8 
61 der Kreisordnung, auch iſt durch die Beſchlüſſe 
der Kommiſſion in den gegenwärtigen Kompetenzen 
der Wegepolizeibehörden nichts geändert. — Da- 
gegen enthalten die im $ 47 der Regierungsvor⸗ 
lage getroffenen Beſtimmungen eine weſentliche Aen⸗ 
derung der bisher in der Kreisordnung (135) gel- 
tenden Vorſchriſten über den Bau und die Unter⸗ 
haltung der öffentlichen Wege wegen Aufbringung 
der dazu erforderlichen Koſten und über die wegen 
Inanſpruchnahme von Wegen für den öffentlichen 
Verkehr getroffenen polizeilichen Anordnungen. Nach 
dem jetzigen Vorſchlage ſoll die Wegepolizeibehörde 
ſelbſt im Falle des Streites Beſchluß faſſen, dem 
widerſprechenden Theile dagegen die Verwaltungs- 
klage gegeben werden und die Entſcheidung durch 
die Verwaltungsgerichte mit Wegfall des ordent⸗ 
lichen Rechtsweges endgültig ergehen. 

Die Kommiſſton hat in der Hauptjache fich 
mit den Vorſchlägen der Regierung einverſtanden 
erklärt. Der § 46 hat nur eine präziſere Faſſung 
erhalten. — Auch der § 47 hat nur unerhebliche 
Abänderungen erfahren. So hat der erſte Abſatz 
deſſelben folgende modiſizirte Faſſung erhalten: 
„Gegen die Anordnungen der Wegepolizeibehörde, 
welche den Bau und die Unterhaltung der öffent⸗ 
lichen Wege oder die Aufbringung und BVerthei- 
lung der dazu erſorderlichen Koſten oder die In⸗ 
anſpruchnahme von Wegen für den öffentlichen 
Verkehr betreffen, findet als Rechtsmittel innerhalb 
zwei Wochen der Einſpruch an die Wegepolizeibe⸗ 
hörde ſtatt.“ Im dritten Abſatz iſt die Einleitung 
dahin geändert, daß über den Einſpruch die Wege⸗ 
polizeibehörde zu beſchließen hat. 

Abg. Dirichlet empfiehlt einen Antrag, 
wonach die zur Wahrnehmung der Wegepolizei zu⸗ 
ſtändige Behörde die Aufſicht über die öffentlichen 
Wege und deren Zubehör führen (§ 46) und der 
Kreisausſchuf über ſtreitige Wegeſachen entſcheiden 
ſoll (§ 47). ö 

Abg. Freiherr v. Zedlitz Neukirch be⸗ 
antragt dagegen, den 6. Abſatz des § 47 wie 


eine 


folgt zu faſſen: 
„Zuſtändig im Berwaltungsſtreitverfahren iſt! 


in erſter Inſtanz der Kreisausſchuß, in Stadtkrei⸗ 
ſen, in Städten mit mehr als 10,000 Einwoh- 
nern und, ſoweit die Wahrnehmung der Wegepo- 
Lei dem Landrath oder dem Regierungs-Präſiden⸗ 
ten obliegt, das Bezirksverwaltungsgericht.“ 
Miniſter des Innern Graf zu Eulen 
burg empfiehlt dieſen Antrag ebenfalls zur An⸗ 
nahme, derſelbe wird jedoch abgelehnt, ebenſo der 
Antrag Dirichlet, und beide Paragraphen unver⸗ 
ändert nach den Beſchlüſſen der Kommiſſton ge⸗ 
nehmigt. 
Ohne Debatte werden ſodann die 88 48 bis 
überall in Uebereinſtimmung mit den Kommij- 
ſionsbeſchlüſſen genehmigt. 
Es folgt Titel X., umfaſſend die gg 55 bis 
85, welcher von der Waſſerpolizei handelt. 
Die ss 55 bis 57 enthalten die Beſtimmun⸗ 
gen über die Räumung von Gräben, Bächen und 
Waſſerläufen. 


51 Zu $ 56 wird ein Antrag des Abg. Mar- 


dard angenommen, wonach der letzte Abſaß fol- 
geude Faſſung erhält: 


Ka 
Au 


Diaenſtag, den 18. Januar 1881. 


— . ERSTEN ALTE 


„Auf Gräben, Bäche und Waſſerläufe im Be⸗ 
zirke eines Deichverbandes finden die vorſtehenden 
Beſtimmungen keine Anwendung.“ 

§o 58 bis 62 handeln von der Verſchaffung 
von Vorfluth. 

Die Kommiſſion hat den § 58 dahin abge— 
ändert, daß an Stelle der Beſtimmungen des All- 
gemeinen Landrechts in Vorfluthfragen ein ſchieds⸗ 
richterliches Verfahren nach den Beſtimmungen des 
$ 15 ff. des Vorfluthgeſetzes vom 15. November 
1811 treten ſolle. 

Abg. Reichenſperger (Olpe) erklärt ſich 
mit Entſchiedenheit gegen die Beſchlüſſe der Kom- 
miſſion und für Wiederherſtellung der Regierungs- 
vorlage. Es ſei nicht zuläſſig, entſchieden privat⸗ 
rechtliche Beſtimmungen der richterlichen Entſchei⸗ 
dung zu entziehen. Was ſolle aus unſerer Civil⸗ 
prozeßordnung werden, wenn jeder Partikularſtaat 
nach ſeinem Belieben einzelne Materien anderen 
Organen als den Gerichten überweiſen wolle. 

Abg. Schmidt (Sagan) erklärt ſich für 
den Kommiſſionsantrag, weil die Fälle des Bor- 
fluthedikts und des Landrechts ſich hier faſt gar 
nicht von einander trennen ließen und öffentliches 
und Privatrecht hier zuſammenfielen. Außerdem 
werde durch den Kommiſſionsantrag die jetzt beſte⸗ 
hende Rechtsverwirrung beſeitigt. Ganz verkehrt 
wäre es alſo, zu jagen, daß der Kommiſſionsan⸗ 
trag in das beſtehende Recht eingreife. 

Abg. Dr. Hänel erklärt ſich im Sinne des 
Abg. Reichenſperger für Wiederherſtellung der Re- 
gierungsvorlage. Den Grund, daß vielfach die 
Beſtimmungen des Konfliktsgeſetzes von den Fällen 
der Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts nicht 
ſtreng zu ſcheiden wären, könne er nicht für durch⸗ 
ſchlagend halten. a 

Abg. Fiebiger ſpricht für die Kommij- 
ſionsbeſchlüſſe, die ein Verhältniß endlich vollſtändig 
regulirten, das bisher nur halb regulirt war. 

Bei der Abſtimmung wird $ 58 in der Faſ⸗ 
jung der Kommiſſionsbeſchlüſſe angenommen. 

Die 8s 63 und 70 enthalten die Beſtim⸗ 
mungen über Bewäſſerungsanlagen. Dieſelben wer- 
den genehmigt. 

Ebenſo die ss 71 — 76, welche die Vorſchrif— 
ten für den Geltungsbereich der proviſoriſchen Ver⸗ 
fügung für die Geeſtdiſtrikte des Herzogthums 
Schleswig und für den Geltungsbereich des hanno⸗ 
verſchen Geſetzes vom 22. Auguſt 1847 enthalten, 
desgleichen werden die Spezialbeſtimmungen für 
Naſſau, für den Geltungsbereich der ehemals baie⸗ 
riſchen Gebietstheile und für Hohenzollern ($$ 77 
bis 83) und die allgemeinen Beſtimmungen ($$ 
84 und 85) genehmigt. 

Titel XI (Ss 86 und 87) enthält die Be- 
ſtimmungen über die Deichangelegenheiten; Titel 
XII Gs 88 bis 92) die über die Fiſchereipolizei. 

Sämmtliche Paragraphen werden faſt ohne 
Debatte nach den Vorſchlägen der Kommiſſion ge- 
nehmigt. a 

Titel XIII (Ss 93—98) handelt von der 
Jagdpolizei. Dieſelben werden im Weſentlichen 
in Uebereinſtimmung mit den Kommiſſtonsbeſchlüſſen 
genehmigt. 

Der Titel XIV (SS 99— 120) enthält die 
Beſtimmungen über die Gewerbepolizei. 

§ 99 zählt die gewerblichen Anlagen auf, 
welche der Konzeſſionspflicht unterliegen. 

Derſelbe wird angenommen. 

$ 100 lautet: „Der Bezirksrath, in dem 
Stadtkreiſe Berlin der Stadtausſchuß, beſchließt 
über Anträge auf Genehmigung zur Errichtung 
oder Veränderung gewerblicher Anlagen, ſoweit die 
Beſchlußnahme darüber nicht nach 8 99 dem 
Kreis- (Berl.) Ausſchuſſe (Magiſtrat) überwieſen 
iſt. — Der Bezirksrath beſchließt ferner im Ein- 
vernehmen mit dem zuſtändigen Oberbergamte über 
die Zuläſſigkeit von Waſſertriebwerken, welche zum 
Betrieb von Bergwerken oder Aufbereitungsanſtalten 
dienen.“ 5 

Abg. v. Heppe beantragt die Wiederher⸗ 

ſtellung der Regierungsvorlage und an Stelle der 
Worte „der Stadtausſchuß“ zu ſetzen: „die erſte 
Abtheilung des Polizei-Präſidiums“. 
Abg. Zelle führt aus, daß da ſogar die 
Regierung mit der Fortſchrittspartei in dieſem 
Punkte einverſtanden ſei, ſie doch ſo ſehr bedenk— 
lich nicht ſein könne. 

Die §§ 112— 118 werden ohne weitere Dis- 
kuſſion genehmigt. 

Bei $ 119, welcher von der Feſtſtellung der 


Redaktion, Druck u. Verlag von 


Kehrbezirke handelt, beantragen die Abgg. Zelle 
und Hobrecht, die Beſchlußfaſſung des Polizei- 
Präſidiums über dieſe Kehrbezirke für Berlin an 
die Zuſtimmung des Gemeinde - Vorſtandes zu 
binden. 

Regierungs Kommiſſar Geh. Rath Rom-⸗ 
mel erſucht, den Antrag Zelle abzulehnen, da er 
der Reichsgewerbeordnung widerſpreche. 

Der Antrag wird abgelehnt, die Kommiſſions⸗ 
vorlage angenommen, ebenſo die ss 120—125. 

Bei Titel XVI. (Feuerpolizei) beantragen die 
Abgg. von Rauchhaupt und von Heyde⸗ 
brand, die Bildung von Spritzenverbänden dem 
Kreisausſchuſſe zu übertragen. 

Abg. v. Heydebrand befürwortet dieſen 
Antrag, der einem praktiſchen Bedürfniſſe entſpräche. 

Abg. v. Bitter will dem Antrage v. Hey⸗ 
debrand nur zuſtimmen, wenn man die Statuten- 
Aenderung auf die Fälle beſchränken wolle, wo ſie 
nothwendig iſt. 

Abg. v. Rauchhaupt: Solche Statuten 
ſeien in allen Fällen nothwendig, wo es Verbände 
gebe. 

Das Haus nimmt den Antrag Rauchhaupt⸗ 
Heydebrand mit dem Zuſatze Bitter an. 

Titel XVIII. (Hülfskaſſen) wird mit einigen 
unweſentlichen Abänderungen angenommen. 

Hiermit iſt die zweite Berathung des Geſetzes 
erledigt. 

Nächſte Sitzung: Dienſtag 11 Uhr. 

Tagesordnung: Kleine Geſetze. 

Schluß 4½ Uhr 


Deutſchland. 

Berlin, 17. Januar. Dem Bundesrath 
ſind zwei im Reichs⸗Eiſenbahnamt aufgeſtellte Denk⸗ 
ſchriften betr. Aenderung und Ergänzung des § 4, 
Abſatz 3, und des § 5, Abſatz 7, des Bahnpoli⸗ 
zei-Reglements und der Beſtimmungen über die 
Befähigung von Bahnpolizeibeamten und Lokomo⸗ 
tivführern vom 12. Juni 1878 vorgelegt worden, 
damit derſelbe über die im Reichs⸗Eiſenbahnamt 
formulirten Vorſchläge Beſchluß faſſe. Die erſte 
Denkſchrift behandelt die Drehkreuze bei Niveau⸗ 
Uebergängen, die zweite die Dauer der Probezeit 


zur Ausbildung für den Schaffnerdienſt und die 
Befähigung der Halteſtellen-Vorſteher. In Bezug 


auf den zweiten Punkt wird vorgeſchlagen, daß 
dieſe Perſonen mindeſtens dreimonatliche Beſchäfti⸗ 
gung im Staatsdienſt, Fertigkeit im Telegraphiren 
und Kenntniß der Inſtruktion über die Behand⸗ 
lung der Apparate und Leitungen, ſowie über den 
dienſtlichen Gebrauch derſelben, Fähigkeit, über einen 
dienſtlichen Vorgang eine Anzeige zu machen und 
Kenntniß der für die Verwaltung einer Halteſtelle 
in Betracht kommenden Beſtimmungen erlangt haben 
müſſen. 3 

Der dem Reichstage vorgelegte Entwurf eines 
Geſetzes betr. die Beſteuerung der Dienſtwohnun⸗ 
gen der Reichsbeamten iſt in der letzten Reichs- 
tagsſeſſion unerledigt geblieben. Die Gründe, 
welche damals für die Elnbringung der Vorlage 
maßgebend waren, beſtehen heute noch. Im Auf⸗ 
trage des Kaiſers hat der Reichskanzler beim Bun⸗ 
desrath beantragt, daß der Entwurf unverändert 
dem Reichstage wieder vorgelegt werde. 

Berlin, 17. Januar. Die vielfach verbrei⸗ 
tete Angabe von einer Wiederannäherung Rußlands 
an Deutſchland und Oeſterreich iſt auf die That⸗ 
ſache zurückzuführen, daß Rußland auf die Anre- 
gung der beiden anderen genannten Mächte, welche 
auf möglichſt friedliche Löſung der griechiſch⸗türki⸗ 
ſchen Frage gerichtet war, in zuſtimmendem Sinne 
geantwortet hat. Es iſt nicht gut erfindbar, wie 
man hierin bereits eine Wiederbelebung des Drei- 
Kaiſer⸗Bündniſſes erblicken konnte und wie nun 
gar bereits von einer Zuſammenkunft der drei 
Kalſer die Rede hat ſein können. Jene zuſtim⸗ 
mende Antwort Rußlands hat hier nicht über- 
raſcht. Bei der jetzigen politiſchen Lage und den 
verſchiedenen Verwicklungen Englands war mit 
Sicherheit vorauszuſehen, daß Rußland mehr als 
irgendwie in den letzten Jahren Alles unterſtützen 
würde, was zur Erhaltung des europäiſchen Frie- 
dens beitragen möchte. Jedenfalls bictet die ganze 
Lage keine Handhabe dafür, daß es Rußland darum 
zu thun ſei, das Drei⸗Kaiſer⸗Bündniß wieder her⸗ 
zuſtellen. 

Nachdem nunmehr die Ernennungen zum 
Volkswirthſchaftsrath vollzogen ſind, wird die Ein⸗ 
berufung deſſelben als bevorſtehend erachtet. Wahr⸗ 
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Stettin, Kirchplatz Nr. 3. 


ſcheinlich 
Sitzungen in einem der Miniſterien abhalten und 
zunächſt das Arbeiterverſicherungsgeſetz erledigen. 
Der Wortlaut dieſes Geſetzes, welches ſoeben an 
den Bundesrath gelangte, iſt den ofſiziöſen Blät⸗ 


wird der Volkswirthſchaftsrath ſeine 


tern zum Abdruck zugegangen. Wir können uns 
bei dem großen Umfang der Vorlage einſtweilen 
darauf beſchränken, darauf hinzuweiſen, daß das 
Geſetz 47 Paragraphen umfaßt und von überaus 
eingehenden Motiven begleitet iſt. Das Ziel des 
Geſetzes geht dahin, daß alle in Bergwerken, Sa- 
linen, Aufbereitungsanſtalten, Brüchen und Gru- 
ben, auf Werften, Bauhöfen, Fabriken und Hütten⸗ 
werken beſchäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten, 
deren Lohn oder Gehalt nicht über 2000 M. be⸗ 
trägt, bei einer von dem Reiche zu errichtenden 
und für deſſen Rechnung zu verwaltenden Verſiche⸗ 
rungsanſtalt, welche ihren Sitz und Gerichtsſtand 
in Berlin hat, gegen die Folgen der beim Betriebe 
ſich ereignenden Unfälle nach Maßgabe dieſes Ge- 
ſetzes zu verſichern ſind. Die weiteren Beſtimmun⸗ 
gen des Geſetzes betreffen nur Organiſation und 
Verwaltung der Reichsverſicherungsanſtalt, Tarife, 
Bedingungen und Weſen der Verſicherung, Schaden- 
erſatz, Prämienſätze und deren Aufbringung, die 
Beziehungen der Betriebsunternehmer und der Ar- 
beiter zur Verſicherung, die Anzeige der Unfälle, 
die Rechte und Pflichten der Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt, die Strafen bei unrichtigen Grundlagen 
der einzureichenden Nachweiſungen u. ſ. w. Eine 
kaiſerliche Verordnung unter Zuſtimmung des 
Bundesraths beſtimmt das Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes. Es ſei übrigens hierbei bemerkt, daß die 


Nachricht von einer Einrichtung des Volkswirth⸗ 


ſchaftsraths ſeitens anderer Bundesſtaaten bis jetzt 
noch keine Beſtätigung gefunden hat, ſondern viel⸗ 
mehr auf eine Verwechſelung mit der preußiſchen 
Einrichtung des Eiſenbahnraths zurückgeführt 
wird, welcher zunächſt in Baiern eingeführt wer⸗ 
den ſoll. 

Ausland. 


Rom, 13. Januar. Das Geräuſch um der 
tuneſiſchen Angelegenheit willen wächſt noch; man 
könnte beinahe von einer tuneſiſchen Frage reden. 
Der Brief der „Havas'ſchen Agentur“, welcher ſich 
auf die Angelegenheit bezieht, wird Ihnen von 
Paris aus zugegangen ſein. Derſelbe entſpricht 
ſo ſehr dem Charakter der franzöſiſchen Politik in 
Afrika, daß man ihn, ſelbſt abgeſehen von den 
offiziöſen Beziehungen der Firma Havas, für echt, 
d. h. für den Meinungsausdruck einer Perſon 
halten muß, welche in dieſer Sache die franzöſiſche 


Regierung vertritt. Und er kommt einer ziemlich 


groben Drohnote gleich. Er wendet ſich gegen den 
Bey, dem er Anknüpfungen mit Italien verbietet, 
und gegen Italien, dem er trocken ſagt: wir wollen 
in Tunis keinen Nebenbußfer. Er greiſt über den 
Status quo hinaus und ſtellt als ein Bedürfniß 
hin, daß Frankreich ausſchließlich in Tunis ein 
Protektorat übe. Hier zu Lande erregt er begreif⸗ 
licherweiſe keine angenehmen Gefühle. Aber was 
in der Preſſe verlautet, iſt vorſichtig gehalten und 
verräth keine Luft zu ernſthaftem Widerſtande. 
Crispi's „Riforma“ möchte freilich wieder einige 
Kanonenboote nach Tunis ſchicken, aber man weiß, 
daß ſie für die äußere Politik nichts zu ſagen hat. 
Der größte Theil der unabhängigen Preſſe em⸗ 
pfiehlt, wenn auch mit kaum verhülltem Aerger, 
ruhige und würdige Auffaſſung der ungerechten Pa⸗ 
riſer Angriffe. Der offiztöſe „Diritto“ leugnet, 
daß Italien in Tunis intriguirt habe, und er 


macht die Franzoſen aufmerkſam, daß Niemand 


ihre Rechte in Tunis angreift, ja, daß ſie die An⸗ 
greifer find, wenn fie ein ausſchließliches Protek⸗ 
torat verlangen, ohne dabei die althergebrachten 
Rechte Italiens zu berückſichtigen. Das Blatt faßt 
heute ſeine Anſicht in die Worte: „Niemand will 


Tunis etwas anhaben, außer vielleicht Frankreich. 


Italien will, und es will mit Recht, daß die Re⸗ 
gentſchaft wie bisher ein unabhängiger Staat ſei.“ 
Es ſieht aber nicht aus, als ob binter dieſem 
Willen auch der Plan einer thatkräftigen Durch⸗ 
führung ſtände, und Alles in Allem genommen, 
kann man die Aeußerungen der italienifchen 
Preſſe als eine einfache Empfangs ⸗Beſcheinigung 
für das knurrende Schreiben von Paris her be— 
zeichnen. 


Provinzielles. 
Stettin, 18. Januar. Herr F. A. Meh⸗ 
mel in Stralſund hat für Neuerungen an der 
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Nandebrockſchen Windlade für Orgeln, Orcheſtrions 


und dergleichen Muſikinſtrumente ein Reichspatent 
erhalten, und Herr C. Hädenkamp in Stral⸗ 
fund ein ſolches für Doppelkerzenhalter für Weih- 
nachtsbäume nachgeſucht. 

— Nach 8 697 der Cisoilprozeßordnung 
fallen die Koſten der Zwangsvollſtreckung, ſoweit 
fie nothwendig waren, dem betreffenden Schuld- 
ner zur Laſt, und ſind dieſelben gleichzeitig 
mit dem zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden An- 
ſpruche beizutreiben. Nach § 87 a. a. Orte ge— 
hören auch die Gebühren und Auslagen des Rechts- 
anwalts zu den zu erſtatteten Koſten da nun dem 
Rechtsanwalt nach $ 23 der Gebührenordnung für die 
Abgabe des vollſtreckbaren Urtheils an den Ge— 
richtsvollzieher / der Prozeßgebühren zuſtehen, fo 
hatten für die gleiche Thätigkeit einzelne Rechts- 
konſulenten ebenfalls Gebühren beanſprucht und 
dieſelben bei der Zwangsvollſtreckung mit einziehen 


laſſen. Der Dirigent des Amtsgerichts 1 hat nnn 
mittels Circularverfügung den Gerichtsvollziehern 


eröffnet, daß die Gebühren der Konſulenten für 
Konzipirung des Vollſtreckungs-Auftrags ac. nicht 
zu den nothwendigen Koften der Zwangsvollſtreckung 
gehören, und daher die Einziehung derſelben vom 
Schuldner unzuläſſig ſei. 

— In der „Deutfchen Fiſcher-Zeitung“ macht 

ein Schwedter Fiſcher darauf aufmerkſam, wie wi— 
derſinnig es jet, daß in der Provinz Brandenburg 
das Strohgarn verboten und die Zure erlaubt iſt 
und in Pommern die Zure verboten und das 
Strohgarn erlaubt iſt. Der Einſender hält das 
Verbot des Strohgarn für gerechtfertigt, die Zure 
aber für unſchädlich. Der Fang von Quappen 
mit Netzen, Haken und Angeln iſt verboten; es bleibt 
alſo nur die Flügelreuſe übrig, welche aber im offe- 
nen Waſſer bei bedeutender Schifffahrt nicht an- 
wendbar iſt. Der Fiſcher fragt: Auf welche Weiſe 
ſollen wir denn die Quappe fangen? und wird 
man uns zuletzt nicht noch Alles verbieten? Die 
Quappen wurden bisher in den Monaten Dezem- 
ber und Januar in der unteren Oder zahlreich ge- 
fangen und bildeten eine billige und wohlſchmeckende 
Volksnahrung. 
In der Nacht vom Sonnabend zum 
Sonntag iſt der Arbeiter Wangerin aus Damm, 
der mit einem Handſchlitten über den Dammſchen 
See zu ziehen beabſichtigt hatte, erfroren. An- 
ſcheinend hat er ſich, um zu ruhen, auf den 
Schlitten geſetzt, iſt, von Müdigkeit überwältigt, 
eingeſchlafen und ſo der ſtrengen Kälte zum Opfer 
gefallen. 


Die unterlaſſene Mittheilung einer Ab- 
ſchrift der Zuſtellungsurkunde an die Perſon, wel⸗ 
cher das zuzuſtellende gerichtliche Schriftſtück über⸗ 
geben wird, kann nach einem Beſchluß des Reichs- 
gerichts, 2. Strafſenats, vom 23. November v. J., 
unter Umſtänden den Friſtenlauf hemmen, alſo da⸗ 
hin führen, daß eine Schrift, welche innerhalb einer 
beſtimmten, kriſt nach der Zuſtellung eingereicht wer⸗ 
den muß, als rechtzeitig eingegangen zu behandeln 
iſt, auch wenn thatſächlich die Friſt nach der Zu- 
ſtellung bereits verfloſſen iſt. 

— Wie die „Kieler Zeitung“ meldet, hat 

das Flensburger Seeamt bezüglich des Unfalls, 
welcher den Poſtdampfer „Kronprinz Friedrich Wil— 
helm“ betroffen hatte, dahin erkannt, daß derſelbe 
als eine Folge von Stromverſetzung anzuſehen ſei. 
— Der Kieler Hafen iſt für Seedampfer noch 
offen. 
In der Zeit vom 9. bis 15. d. Mts. 
find hierſelbſt 25 männliche, 23 weibliche, in 
Summa 48 Perſonen als verſtorben gemeldet, dar- 
unter 20 Kinder unter 5 und 16 Perſonen über 
50 Jahre. 

— Obwohl in der geſtrigen Sitzung des 
Schöffengerichts nur 14 Termine anberaumt und 
die letzten Zeugen auf 12 Uhr Mittags eingeladen 
waren, erreichte die Sitzung doch erſt Nachmittags 
gegen 5 Uhr ihr Ende. Die heutige Sitzung be- 
gann mit einer Anklage wegen Hehlerei gegen den 
Handelsmann Abraham Pineus von hier. In 
der Nacht vom 27. zum 28. Juli v. Is. wurde 
derſelbe in Gemeinſchaft mit ſeinem Sohne von 
dem Revierwächter auf der Werderſtraße mit einem 
Heinen Wagen betroffen, der anſcheinend mit Zweigen 
beladen war; bei näherer Beſichtigung ftellte ſich je- 
doch heraus, daß unter dem Holz von der Artil- 
lerie verſchoſſene Munitlonstheile verſteckt waren. 
P. konnte ſich über den rechtmäßigen Erwerb nicht 
ausweiſen und machte ſich durch ſein Benehmen 
dem Wächter gegenüber im höchſten Grade verdäch—⸗ 
tig. Pincus, der in dem heutigen Termin ver⸗ 
ſuchte, die ganze Schuld auf feinen Sohn zu wäl⸗ 
zen, wurde für ſchuldig befunden und gegen ihn 
auf 5 Tage Gefängniß erkannt. 

Die nächſte Verhandlung gegen den Former 
Martin Wilhelm Schennberg, der geſtändig 
iſt, am 22. September einen Wagenplan geſtohlen 
zu haben, endet mit der Verurtheilung des Ange- 
klagten zu 1 Woche Gefängniß. 

In der nächſten Sache war ein Zeuge, der 
Gutsbeſitzer G., obwohl er ordnungsmäßig geladen 
war, nicht erſchienen; es mußte in Folge deſſen 
Vertagung beſchloſſen werden. Der ohne Entſchul⸗ 
digung ausgebliebene Zeuge wurde in eine Geld— 
ſtrafe von 30 Mark eventuell 3 Tage Haft ge- 
nommen. 

Am 12. September v. J. gerieth in Neuen- 
dorf der Zimmergeſelle Karl Friedrich Wilhelm 
Nahnfitz mit dem Eigenthümerſohn Trieglaff 
in Streit, welcher, wie gewöhnlich, wegen einer 
Frauensperſon ausgebrochen war. M. ſchlug da- 
bei ſeinem Gegner mit einem Stock mehrere Male 
über den Kopf, jo daß dieſer ſtark blutete. Des— 
balb wegen Körperverletzung angeklagt, trifft den 
M. eine Gefängnißſtrafe von 3 Tagen. 

— Aus Anlaß des zehnjährigen Gedenktages 


der Kaifer- Proktenrung u Verſallce Haken beute 


Binow, 


vorſteher von Bartin 


bauung eines Wohnhauſes für 8 Familien nebſt 
Stall auf ſeinem Grundſtücke daſelbſt. Unterm 8. 
November 1879 wurde ſeitens des Rittergutsbe⸗ 
ſizers von Gaudecker hiergegen beim Amtsvorſteher 
beantragt, den Bau des Gebäudes zu inhibiren, 
weil Sielaff nicht in der Lage ſei, 8 Familien zu 
beſchäftigen und zu ernähren, 
Anſiedlung vorliege, welche die benach- 
barten Beſitzer ſchädige. 
Amtsvorſteher zurückgewieſen, weil der beabſichtigte 
Bau den Charakter einer neuen Anſiedlung nicht 
habe. 
phal zur Varzin und mehrere bäuerliche Wirthe zu 
Seelitz erhoben beim Kreis-Ansſchuß zu Rummels- 
burg nunmehr Beſchwerde, weil das qu. Wohn⸗ 
haus mehr als 200 Schritte von der Mühle des 
Sielaff entfernt erbaut werde, und daher den Cha- 
rakter einer neuen Anſiedlung habe, die polizeilich 
nicht zu kontroliren ſei und vorausſichtlich die benach- 
barten Felder, Wieſen und Wälder von den Bewoh- 
nern des qu. Wohnhaufſes reſp. deren Vieh geſchä— 
digt werden worde. Der Kreis-Ausſchuß wies hierauf 
den Amtsvorſteher an, das in § 13 ff. des An⸗ 
ſiedelungs-Geſetzes vom 25. Auguſt 1876 vorge— 
ſchriebene Verfahren einzuleiten. 
Einleitung des Verfahrens erhoben die Herren von 
Gaudecker und Genoſſen 
Einſpruch, weil nachweislich Mangel an Arbeitern 
in Seelitz nicht vorhanden ſei, dem betr. Armen- 
Verbande eine Laſt erwachſen werde und bei der 
entlegenen Lage der Anſiedelung der Schutz der be- 
nachbarten Grundſtücke und deſſen Nutzungen ge- 
fährdet ſei. 
ſpruch zurück, weil der betr. Neubau keine neue 
Anſiedelung ſei und daher hier der § 75 des Ge— 
ſetzes vom 25. Auguſt 1876 nicht paſſe. 
Herren von Gaudecker und Genoſſen erhoben nun 
gegen den Amtsvorſteher beim Kreis - Ausſchuſſe 
Klage. 
klagte noch an, daß eine neue Anſiedelung ſchon 
deshalb nicht vorliege, weil das Wohngebäude auf 
einem bereits bebauten Grundſtücke im Zuſammen⸗ 
hange mit bewohnten Gebäuden errichtet worden. 
(Sielaff hatte inzwiſchen den Bau nach dem Bau— 
konſens ausgeführt.) 
am 25. Juni 1880, daß dem Müller Siclaff die 
Genehmigung zur Anſiedelung 
verſagen, da eine neue Anſiedelung vorliege, und 
die Befürchtung, daß die benachbarten Felder und 
Forſten durch dieſe Anſiedelung gefährdet würden, 
begründet ſei. 
Amtsvorſteher beim Bezirks-Verwaltungs-Gerichte 
zu Köslin Berufung ein und beantragte zugleich 
die Beiladung des Sielaff. Zur Begründung der 
Berufung führte der Verklagte an, daß der er- 
theilte Bau-Konſens nicht ohne Weiteres bei Seite 
geſchoben werden konnte, vielmehr gemäß § 155 
des Zuſtändigkeits-Geſetzes vom 26. Juli 1876 
derſelbe auf Klage durch Erkenntniß aufgehoben 
werden mußte; 
werde Sielaff ſchwer geſchädigt, die Beſtimmungen 
des § 15 des Anfiedelungs-Geſetzes ſeien nicht zu⸗ 
treffend und ſei die Beſorgniß künftig entſtehender 
Armenpflege überhaupt kein Hinderungsgrund für 
den Bau des Wohnhauſes, wie denn auch vom 
Kreis-Ausſchuſſe der $ 4 des Freizügigkeitsgeſetzes 
vom 1. November 1867 gar nicht berüdfichtigt 
worden ſei. 
Köslin entſchied, daß das Erkenntniß des Kreis⸗ 
Ausſchuſſes zu Rummelsburg mit der Maß- 
gabe zu beſtätigen, daß das in Folge Konſenſes 
vom 3. November 1879 erbaute Gebäude 
nicht als ein zum Bermiethen be- 
ſtimmtes Wohnhaus benutzt werden 
darf. 
qu. Gericht aus: 
ſchuſſes ſei korrekt geweſen, bis auf den Umſtand, 
daß Sielaff in erſter Inſtanz nicht beigeladen ſei; 
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zügigkeitsgeſetzes som 1. November 1876 handele 
von Abweiſung Neu anziehender ſeitens der 
Gemeinden, könne alſo im vorliegenden Falle nicht 
Platz greifen, da Verhandlungen zwiſchen den Be- 
wohnern des Sielaff'ſchen Neubaues und der Ge— 
meinde⸗Behörde von Seelitz überhaupt nicht ſtatt⸗ 
gefunden haben, eine Entfernung dieſer Bewohner 


die königlichen Gebäude zum größten Theil ge- 
flaggt. 

— (pPerſonal-Chronik.) Des Kaiſers und 
Königs Majeſtät haben dem Kataſter-Kontroleur 
Steuer-Inſpektor Achill Theodor Uhrlandt zu Nau⸗ 
gard den Charakter als Rechnungsrath Allerhöchſt 
zu verleihen geruht. — Die durch die Penſioni⸗ 
rung des Rechnungs-Raths Gans hierſelbſt erle— 
digte Stelle des Kreis-Steuer-Einnehmers hierſelbſt 
iſt dem bisherigen Kreis⸗Steuer-Einnehmer Boneß in 
Greifenhagen vom 1. d. M. ab veelichen worden. 
— Der Bauführer Friedrich Frielinghaus zu Grei⸗ 
fenberg i. Pomm. iſt als ſolcher vereidet worden. 
— Im Kreiſe Saatzig iſt für den Standesamts- 
bezirk Uchtenhagen der Lehrer Robert Meyer zu 
Neu⸗Damerow zum 1. Stellvertreter des Standes- 
beamten ernannt. In Stargard i. Pomm., 
Synode Stargard, iſt der Lehrer Lettow, und in 
Synode Colbatz, der zweite Lehrer Runtſchke 
proviſoriſch angeſtellt. 

„ Rummelsburg, 17. Januar. Der Amts- 
ertheilte dem Mühlenbeſitzer 
Sielaff in Seelitzer Mühle, welche in dem dem 
Fürſten Bismarck gehörigen Gutsbezirk Seelitz liegt, 
am 3. November 1879 die Erlaubniß zur Er⸗ 


in Frage ſtehe, vielmehr nur verlangt werden könne, 
daß in dem qu. Neubau keine Miether wohnen 
ſollen. Der verklagte Amtsvorſteher und der bei— 
geladene Mühlenbeſitzer legten gegen dieſe Entſchei⸗ 
dung Reviſion beim Ober-Verwaltungs-Gericht zu 
Berlin ein und führte der Vertreter der Verklagten 
aus, daß, da kein Antrag zur Genehmigung der 
Anſiedelung ſeitens des Sielaff geſtellt ſei, auch 
kein Anſiedelungsverfahren eingeleitet werden konnte, 
vielmehr habe Sielaff den Baukonſens nachgeſucht 
und auch erhalten; das ganze Streitverfahren ſei 
mithin unbegründet. Das Ober-Verwaltungsge⸗ 
richt entſchied am 5. d. Mts., daß das zweite Er- 
kenntniß zu vernichten, das erſte dagegen aufzuhe⸗ 
ben und die Klage zurückzuweiſen ſei. 


Kunſt und Literatur. 

Der Name „Dettmer“ wird demnächſt wieder 
auf dem Zettel des Dresdner Hoftheaters erfchri- 
nen: Wilhelm Dettmer, der Sohn des verſtorbenen 
königlichen Hofſchauſpielers Dettmer, tritt, wie aus 
Dresden geſchrieben wird, am 15. Februar, nach 
Löſung aller anderen Verhältniſſe, in den Verband 
des dortigen Hoftheaters. 

— Der Papſt empfing am 14. den Abbee 
Lißt in einer Privataudienz und acceptirte die Wid⸗ 
mung der neueſten Kompoſition deſſelben. Am 
Nachmittag deſſelben Tages fand ein Abfchiedsdiner 
bei dem deutſchen Botſchafter v. Keudell für Lißt 
ſtatt; unter den Gäſten war Kardinal Hohenlohe 
erſchienen. Lißt iſt am 15. nach Peſt abgereiſt. 

— Ueber das Frankfurter Preisausſchreiben 
iſt die jo lange erwartete Entſcheidung endlich er- 
folgt, und zwar iſt einer uns zugehenden Privat- 
nach Mittheilung das Ergebniß auch dieſes Preisaus- 
ſchreibens für Bühnenwerke ein negatives! Kein 
Stück wurde preiswürdig befunden und nur zwei 
mit „ehrender Erwähnung“ für aufführbar erklärt! 
Die offizielle Publikation erfolgt demnächſt. 


Vermiſchtes. 

(Der Brand des Kronſtädter Theaters.) 
Ueber dieſes telegraphiſch gemeldete Ereigniß liegen 
uns aus Petersburg folgende nähere Nachrichten 
vor: Das Unglück entſtand, wie nunmehr feſtge⸗ 
ſtellt iſt, in Folge der Unvorſichtigkeit der Arbeiter, 
welche auf Anordnung des Dekorateurs, Herrn 
Schiſchkoff, am Sonnabend ſpät Abends die De- 
korationen zu der am nächſten Tage anberaumten 
Vorſtellung des ruſſiſchen Dramas „Das Leben 
eines Spielers“ aufſtellten. Das Feuer verbreitete 
ſich mit einer ſolchen Schnelligkeit, daß es leider 
nicht ohne Verluſt an Menſchenleben abging. Der 
Aufſeher des Theaters, Herr Gawriſcheff, welcher 
ſpät Abends aus Oranienbaum mit der jungen 
Tochter eines ſeiner Bekannten heimgekehrt war, 
vermochte ſich und die Seinen nicht mehr zu retten. 
Er wohnte in der oberen Etage des Gebäudes — 
da über die brennenden hölzernen Treppen hinweg 
keine Rettung möglich war, wurden nicht allein er 
und ſeine ganze Familie, ſondern auch das ge— 
nannte junge Mädchen ein Opfer der Flammen. 
Der Kaffirer, welcher zum Beſuch ausgeweſen war 
und fpät nach Haufe zurückkehrte, rettete noch feine 
beiden älteſten Kinder, während ſein jüngſtes mit 
der Wärterin in den Flammen ſeinen Tod fand. 
Herr Schiſchkoff rettete ſich dadurch, daß er ſich an 
einer Dachrinne herabließ. Das Ereigniß wirkte 
aber jo erſchütternd auf ihn, daß er ins Hoſpital 
gebracht werden mußte. Man befürchtet bei ihm 
eine Geiſtesſtörung. 

— Ueber das engliſche Hofleben wird Fol⸗ 
gendes geſchrieben: Die geſammte Hofhaltung bei- 
nahe beſorgt der Prinz von Wales und da ereig⸗ 
net ſich manchmal etwas, das „shocking“ iſt. 
Die Prinzeſſin von Wales iſt zu gutherzig und zu 
nachſichtig und man macht ihr namentlich den Vor⸗ 
wurf, daß in ihre Salons häufig Leute gelangen, 
welchen weder ihre Geburt, noch ihre ſonſtigen 
Verdienſte das Recht einräumen, dort zu erſcheinen. 
In jüngſter Zeit nun erſchien, wie dem „N. P. 
J.“ aus London gemeldet wird, auch bei einer der 
intimeren Soirten der Prinzeſſin eine junge Dame, 
Mrs. Lan ..., welche als eine der Beautees von 
London gilt und es nur dem Rufe ihrer Schön⸗ 
heit verdankte, dem fürſtlichen Kreiſe zugezogen 
worden zu ſein. Der Prinz von Wales erwies 
ſich nun gegen die junge Dame — wie ſoll man 
gleich ſagen? — ſehr aufmerkſam. Der engliſche 
Thronfolger iſt bei feinen Soirten eben immer ein 
„guter Prinz“ — jo zwar, daß man ſich ihm ge- 
genüber ſelbſt etwas erlauben darf. So dachte 
auch die ſchöne Mrs. Lan... und es geſchah, 
daß ſie Sr. königlichen Hoheit von dem Eiſe, das 
eben zur Erfriſchung herumgereicht wurde, ein Stück 
— ein ganz kleines Stück mit dem Löffelchen hin⸗ 
3. ter den Hemdkragen gleiten ließ. Der Prinz von 
Wales wurde, wie man ſagt, zufolge der vertrau- 
lichen Gaminerie der ſchönen Dame in feiner Be- 
wunderung für dieſelbe merklich — abgekühlt. 

— Für den Magnetiſeur Hanſen ſcheinen die 
goldenen Zeiten wieder gekommen zu ſein. Am 
Seelitz ſogar 960 Schritt entfernt, mithin voll- 11. Januar hat Herr Hanſen, wie man dem 
ſtändig iſolirt, und könne nicht gefolgert werden, „Tgbl.“ aus Petersburg mittheilt, in der ruſſiſchen 
daß, wo ſchon ein iſolirter Wohnplatz belegen iſt, Hauptſtadt ſeine erſte Sitzung abgehalten, welche 
auch noch mehrere andere Anſiedelungen geduldet von der höchſten Aristokratie zahlreich beſucht war. 
werden müßten. Beſorgniß zur Gefährdung der Es waren anweſend zwei Söhne des Kaiſers, die 
Nachbarn ſei vorhanden, wenn ſchon die Beſorg- Großfürſten Wladimir und Alexei, der Unterrichts⸗ 
niß der künftig entſtehenden Armenpflege kein ge- miniſter Saburoff, Bruder des ruſſiſchen Botſchaf 
jeglicher Verſagungsgrund ſei; der § 4 des Frei- ters am Berliner Hofe, zahlreiche Generale, fünf 


und eine neue 


Dieſer Antrag wurde vom 


Der ꝛc. von Gaudecker, Oberförſter Weſt⸗ 


Nach erfolgter 


gegen die Anſiedelung 


Der Amtsvorſteher wies dieſen Ein- 
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In der Klagebeantwortung führte der Ver⸗ 


Der Kreis-Ausſchuß erkannte 


zu 


Gegen dieſe Entſcheidung legte der 


durch Aufhebung des Konſenſes 


Das Bezirks⸗Verwaltungsgericht zu 


In den Entſcheidungsgründen führte das 
Das Verfahren des Kreisaus- 


zwar liege dies nach § 41 des Geſetzes vom 
Juli 1875 in dem Ermeſſen des Verwaltungs- 
Richters, jedoch ſei im vorliegenden Falle die Beila- 
dung durchaus angezeigt. Eine neue Anſiedelung 
liege unzweifelhaft vor, denn das Seeliger Mühlen- 
etabliſſement ſei keine Ortſchaft, liege vom Dorfe 


aus der Gemeinde bis jetzt auch gar nicht 


W A — 
Profeſſoren der Univerſität, viele Aerzte und die 
hervorragendſten Repräſentanten der Schriftiteller- 
welt, wie 3. B. die Chefredakteure des „Golos“, 
Herr Krajewsky, der „Nowoje Wremja“, Herr Su- 
morin ze. Kurzum, es war die glänzendſte Ver⸗ 
ſammlung, die man ſich nur denken kann. Han⸗ 44 
fen machte auf die Verſammlung einen ſehr gün- l 
ſtigen Eindruck und hielt ſeinen Vortrag in deut⸗ 
ſcher Sprache. Er erklärte, ihm ſtehen keine „ge⸗ 
heimen“ Kräfte zur Verfügung, blos daß es den 
Wiſſenſchaften noch nicht gelungen ſei, die von ihm 
ausgeübte Kunſt zu erforſchen. Im Laufe der 
Sitzung wurden zwei Experimente angeſtellt; zum 
erſten meldeten ſich zwanzig Perſonen, zum zweiten 
dreißig Perſonen. Hanſen unternahm mit denfel- 
ben die bekannten Manipulationen, welche anſchei⸗ 
nend von großem Erfolg gekrönt waren. Das 
Publikum verfolgte mit der größten Bewunderung 
und Ausdauer den Hypnotiſirungsprozeß. Den Mag- 
netiſeur, welcher aus Berlin bekanntlich ausgewieſen 
war und Wien unter großem Skandal hat ver- 
laſſen müſſen, erwarten alſo in Petersburg — große 
Erfolge. 
Handelsbericht. 

London, 15. Januar. Wochenbericht über 
den Londoner Kartoffelmarkt von Emil Stargardt, 
South Eaſtern Wharf, Southwark 8. E.) 

Weder der ſtarke Fioſt, noch die kaum nen- 
nenswerthen Zufuhren vermochten dem Geſchäft eine 
beſſere Tendenz zu geben; der Umſatz überſtieg nicht 
den der Vorwoche und konnten auch trotz Zurück- 
haltung der Verkäufer höhere Preiſe nicht erzielt 
werden. Mittelwaare iſt gar nicht gefragt und 
kaum verkäuflich; nur beſte und kleine Waare geht 
bei ſchleppendem Verkehr aus dem Lager und iſt 
letztere vereinzelt etwas beſſer bezahlt worden. 
tie Es erzielten: beſte Waare 75— 85, Mittel- 
waare 60—65s, kleine Waare 55— 65s. 

Zwiebeln 140 — 1608. 

Alles per Ton inkl. Sack ab Wharf. 

Viehmarkt. 

Berlin, 17. Jannar. Bericht der land- 
wirthſchaftlichen Bank in Berlin.) Es ſtanden zum 
Verkauf: 2936 Rinder, 9254 Schweine, 1726 Käl⸗ 
ber, 6282 Hammel. 

In Rindvieh und Schweinen ſtand der heu- 
tige Auftrieb ſowohl in Bezug auf den lokalen 
Bedarf als auch in Bezug auf den Export in kei⸗ 
nem Verhältuiß; in Folge deſſen war das Geſchäft 
in beiden Viehgattungen ein durchaus gedrücktes 
und langſames, ſo daß die Preiſe überall einen 
Rückgang erfuhren. 

Bezahlt wurde Rindvieh Prima mit 58—60, 
Sekunda mit 50—54, Tertia mit 43—45 und 
Quarta mit 30—35 Mark pro 100 Pfund 
Schlachtgewicht. 

Schweine, feinſte Mecklenburger mit 56—58, 
feine ſchwere Landſchweine mit 54— 55, leichtere 
desgleichen 52—53, ſogenannte Senger mit 50 
bis 51 und Ruſſen je nach Qualität mit 42 bis 
48 Mark pro 100 Pfund Schlachtgewicht bei 
einer Tara von 20 Prozent. Bakuner galten 51 
bis 52 Mark bei 45—50 Pfund Tara. 

Das Kälbergeſchäft wickelte ſich langſam ab 
und wurde für beſte Waare 55—60, für Mittel 
45—50 und für geringe 35—40 Pf. pro 1 
Pfund Schlachtgewicht bezahlt. 

In Hammeln war der Auftrieb ein für die 
Jahreszeit hoher, da Hoffnung auf einen größeren 
Export vorhanden war; indeſſen wurde nur für 
London etwas angekauft, während Paris leinen 
Bedarf zeigte. Die Preiſe ſtellten fi) bei ſehr 
langſamem Geſchäft für beſte Waare auf 50, für 
geringe auf 40 Pf. pro 1 Pfund Schlachtgewicht. 

Bei Rindvieh und Schweinen war der Ueber- 
ſtand ein ziemlich erheblicher, dagegen ein geringe⸗ 
rer bei Hammeln. 

Der Auftrieb der landwirthſchaftlichen Bank 
betrug: 179 Rinder, 979 Schweine, 223 Kälber 
und 680 Hammel im Geſammtwerthe von circa 
178,000 Mark. 

Telegraphiſche Depeſchen. 

Tübingen, 17. Januar. Die geſammte Stu⸗ 
dentenſchaft hat beſchloſſen, morgen den zehnjährigen 
Jahrestag der Kaiſerproklamation durch einen Feſt⸗ 
kommers zu begehen. 

Haag, 17. Januar. Der engliſche Premier- 
miniſter Gladſtone hat der holländiſchen Friedens 
geſellſchaft auf deren Adreſſe betreffend die Ver⸗ 
hältniſſe im Transvaallande eine Antwort zugehen 
laſſen, in welcher er verſichert, daß die Regierung 
dieſer ſchwierigen Angelegenheit ihre ſorgfältige 
Aufmerkſamkeit zuwende. Gladſtone ſpricht die 
Hoffnung aus, daß die Geſellſchaft keine Urſache 
haben werde, mit der Art und Weiſe der Behand⸗ 
lung dieſer Frage ſeitens der engliſchen Regierung 
unzufrieden zu ſein. 

Paris, 17. Januar. Die Stichwahlen für 
den Gemeinderath ſind in der Provinz beinahe 
überall zu Gunſten der Republikaner ausgefallen. 
Die Intranſigenten und Reaktionäre erlitten ſchwere 
Niederlagen. 

Die „Agence fournler“ veröffentlicht eine De- 
peſche aus Konſtantinopel, wonach an zwei dortige 
Botſchafter die Nachricht gelangt ſei, daß Griechen 
land Ende Januar den Krieg beginnen wolle. 

Paris, 17. Januar. In Bezug auf das 
neueſte Zirkularſchreiben der Pforte wird behauptet, 
daß die Mächte zunächſt die Pforte auffordern wür⸗ 
den, ihre äußerſten Zugeſtändniſſe Griechenland ge- 
genüber anzugeben. 


Entbindungs⸗Anzeige. 
Durch die glückliche Geburt eines geſunden Knaben 
wurden hocherfreut 
Flora Rusch, Wilhelm Busch, 
geb. Wegner, Rittergutsbeſitzer. 
Kieker, den 14. Januar 1881. 
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